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Bauleitplanung der Stadt Hattersheim am Main im Main-Taunus-Kreis 

Bebauungsplan Nr. N116 "Erweiterung Gewerbegebiet Nord" 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachfolgend erhalten Sie im Rahmen von § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) meine ko-

ordinierte Stellungnahme. Sollten Sie Fragen haben, stehe ich zu deren Beantwortung 

gerne zur Verfügung. 

A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. N116 "Erweiterung Gewerbegebiet Nord" be-

absichtigt die Stadt Hattersheim die Schaffung einer planungsrechtlichen Grundlage für 

die Errichtung zweier Sondergebiete mit der Zweckbestimmung „Rechenzentrum“. Dar-

über hinaus soll zur Entlastung des innerstädtischen Verkehrs die Heddingheimer Straße 

entlang der westlichen Grenze des Friedhofs bis zum Kreisel an der Mainzer Straße ver-

längert werden. Der Geltungsbereich des o.a. Bebauungsplanentwurfs umfasst eine Flä-

che von rund 7 ha. 
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B. Stellungnahme 

I. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht 

der Raumordnung wie folgt Stellung: 

1. Dezernat III 31.1 – Regionalplanung und Dezernat III 31.2 – Regionale Sied-

lungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Der Geltungsbereich umfasst eine Gesamtfläche von ca. 7 ha. Davon sind ca. 5,9 ha als 

„Vorranggebiet für Landwirtschaft“ und ca. 1,1 ha als Grünfläche ausgewiesen. Ferner 

wird der komplette Geltungsbereich von einem „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasser-

schutz“ und zu ca. 4,8 ha von einem „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ 

überlagert. 

Gemäß RPS/RegFNP 2010 Ziel Z10.1-10 hat im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ die 

landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen. 

Lt. RPS/RegFNP 2010 Ziel Z3.4.1-3 hat die bauleitplanerische Ausweisung von Wohn-, 

gemischten Bauflächen und Sonderbauflächen sowie dazugehörenden kleineren ge-

werblichen Bauflächen innerhalb der in der Karte ausgewiesenen „Vorranggebiete Sied-

lung, Bestand und Planung“ stattzufinden. Die „Vorranggebiete Siedlung, Bestand und 

Planung“ beinhalten auch Kleingartenanlagen, Grünflächen, Verkehrsflächen und Flä-

chen für sonstige Infrastruktureinrichtungen (u.a.). Diese Flächen werden nicht auf den 

maximalen Bedarf an Wohnsiedlungsfläche der Tabelle 1 angerechnet. Im Geltungsbe-

reich des RegFNP für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main stellt die Darstellung von 

Wohn und gemischten Bauflächen, Sonderbauflächen, Grünflächen, innerörtliche Flä-

chen für Ver- und Entsorgung, Gemeinbedarfsflächen sowie Flächen für Verkehrsanla-

gen zugleich das „Vorranggebiet Siedlung, Bestand und Planung“ dar. 

Gemäß RPS 2010/RegFNP Grundsatz G6.1.7 sind zum Schutz des Grundwassers in 

qualitativer und quantitativer Hinsicht in besonders schützenswerten Bereichen der Pla-

nungsregion Südhessen „Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz“ ausgewiesen 

und in der Karte dargestellt. Der Schutz des Grundwassers hat hier einen besonders 

hohen Stellenwert bei der Abwägung gegenüber Planungen und Vorhaben, von denen 

Grundwasser gefährdende Wirkungen ausgehen können. Neben den bestehenden und 

geplanten Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten (Zonen I – III/IIIA) sind dies Flä-

chen mit geringer natürlicher Schutzwirkung gegenüber Grundwasserverschmutzung.  

Lt. RPS/RegFNP 2010 Grundsatz G4.6-2, sowie Grundsatz G4.6-3 sind die Kalt- und 

Frischluftentstehungsgebiete sowie die Kalt- und Frischluftschneisen, die im räumlichen 

Zusammenhang mit belasteten Siedlungsbereichen stehen und wichtige Aufgaben für 
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den Klima- und Immissionsschutz erfüllen, als „Vorbehaltsgebiete für besondere Klima-

funktionen“ ausgewiesen. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen Maßnah-

men, die die Produktion bzw. den Transport frischer und kühler Luft behindern können, 

freigehalten werden. Sie sollen gesichert, offengehalten und soweit erforderlich, wieder-

hergestellt werden. Planungen und Maßnahmen, die die Durchlüftung von klimatisch 

bzw. lufthygienisch belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen in diesen Gebie-

ten vermieden werden. 

Das o.a. Vorhaben stellt in seiner Eigenart einen Zielverstoß gegen die Ziele Z3.4.1-3 

(Ausweisung von Sonderbauflächen und-gebieten ausschließlich im Vorranggebiet Sied-

lung) und Z10.1-10 (Vorranggebiet für Landwirtschaft) des Regionalplans Südhessen/Re-

gionalen Flächennutzungsplans 2010 dar. 

Die Stadt Hattersheim am Main hat zur Realisierung des o.a. Vorhabens einen Antrag 

auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regio-

naler Flächennutzungsplans 2010 (RPS/RegFNP 2010) gestellt. Die Regionalversamm-

lung hat mit ihrer Entscheidung am 10. März 2023 dem Antrag stattgegeben. Die Zulas-

sung auf Abweichung ist mit den folgenden Nebenbestimmungen verbunden: 

1. Eine Existenzgefährdung des landwirtschaftlichen Betriebes, der im Nebenerwerb 

die Flächen des Plangebiets bewirtschaftet, ist im Rahmen der nachfolgenden Bau-

leitplanungen nachweislich auszuschließen. 

2. Die landwirtschaftliche Bewirtschaftung ist auf Wunsch des betroffenen landwirt-

schaftlichen Betriebs so lange zu erhalten, bis der Beginn der Bauarbeiten die Ein-

stellung erfordert. 

3. Für den naturschutzfachlichen Ausgleich der baulichen Entwicklung und Nutzung 

des Gebiets werden auf Ebene der Bauleitplanung keine (weiteren) landwirtschaft-

lichen Flächen in Anspruch genommen. 

4. Im Rahmen der weiteren Bauleitplanung ist ein Klimagutachten zu erstellen, wel-

ches den Nachweis enthalten soll, dass eine mit dem Lokalklima verträgliche Be-

bauung und Nutzung (Stichwort Abwärme) möglich ist. Festsetzungen, die das Kli-

magutachten hierzu für erforderlich hält, sind zu übernehmen. 

Die vorgelegte Planung entspricht in ihrer Eigenart dem im Zielabweichungsantrag dar-

gelegten Vorhaben. Das in den Nebenbestimmungen geforderte Klimagutachten liegt 

nun mit Stand 15. November 2023 vor. In der Begründung des o.a. Bebauungsplans führt 

die Stadt Hattersheim am Main aus, wie die Ergebnisse des Gutachtens in entsprechende 

Festsetzungen aufgenommen werden/wurden. 

Sofern die in der Entscheidung der Regionalversammlung vom 10. März 2023 vorge-

schriebenen Nebenbedingungen eingehalten werden, bestehen aus regionalplanerischer 

Sicht keine Bedenken. Bzgl. der o.g. Nebenbestimmungen 1 bis 3 verweise ich auch auf 

die Stellungnahme meines Landwirtschaftsdezernates. 
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Ich möchte darauf hinweisen, der o.a. Bebauungsplan in seinen Festsetzungen nicht der 

derzeitigen Darstellung des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 entspricht. Damit 

der o.a. Bebauungsplan als aus dem Regionalen Flächennutzungsplan entwickelt ange-

sehen werden kann, bedarf es einer Änderung des Regionalen Flächennutzungsplan 

2010. 

II. Abteilung IV/Wi – Umwelt Wiesbaden 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Wiesbaden - zu 

vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

1. Dezernat IV/Wi 41.1 – Grundwasser, Bodenschutz 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III des im Festsetzungsverfahren befindlichen 

Trinkwasserschutzgebietes (WGS-ID: 436-037) für die Gewinnungsanlage Brunnen 2, 

westl. Pumpwerk Hattersheim I, u.a. der Stadt Hattersheim/Main. 

Aus Sicht des vor- und nachsorgenden Bodenschutzes ergeben sich keine Anmerkun-

gen, Ergänzungen, Hinweise oder Nebenbestimmungen und keine grundsätzlichen Be-

denken. 

2. Dezernat IV/Wi 41.2 – Oberflächengewässer 

Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken zu dem vorliegenden Bebauungsplan. 

3. Dezernat IV/Wi 41.3 – Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz 

Kommunales Abwasser: Gegen den vorliegenden Bebauungsplanentwurf gibt es keine 

grundsätzlichen Bedenken. Das nun vorliegende Niederschlagsentwässerungskonzept 

Stand 10/23 mit den vorgegebenen Randbedingungen (Technikanlagen auf den Dächern 

der Rechenzentren, Dachbegrünung nur auf Nebengebäuden, Fassadenbegrünung) 

ergibt keinen ausreichenden Bedarf an Brauchwasser durch personelle Nutzung des Ge-

bäudes. Die Bodenverhältnisse sind aufgrund der durchgeführten Bodenuntersuchungen 

demnach nicht grundsätzlich für eine Versickerung über größere Versickerungsanlagen 

geeignet. Unter Berücksichtigung der Prüfung der Prognose der SMUSI (erstellt 2012) 

für 2020 und der vorliegenden Leitfadenbetrachtung für den Schwarzbach kann gemäß 

des vorliegenden Niederschlagsentwässerungskonzeptes Ergebnis, dass das anfallen-

den Niederschlagswasser und Schmutzwasser gedrosselt mit 10l/s*ha in das Mischwas-

sersystem eingeleitet werden sollte (Favorisierte Lösung). 

Mit Hinweis auf: WHG § 55 (2) Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt 

oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-

wässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-

rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Sowie: § 
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HWG 37 (4) Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der 

es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange 

nicht entgegenstehen. Sollten daher alle Möglichkeiten genutzt werden unbelastetes Nie-

derschlagswasser am Ort des Anfalls zu verwenden. Flankierende Maßnahmen zur Ver-

ringerung des Niederschlagsabflusses auf der Fläche wie beispielweise Verdunstungs-

mulden und Biotope sollten daher miteingeplant werden. Eine Brauchwassernutzung für 

Kühlsysteme wäre eine weitere Möglichkeit gegebenenfalls Wasser wiederzuverwenden. 

Die neuen/geänderten Teilflächen sind in die neu zu erstellende SMUSI mitaufzunehmen. 

Gewerbliches Abwasser/wassergef. Stoffe: Es bestehen keine Bedenken. Bitte vorherige 

Hinweise aus bereits erfolgter Stellungnahme vom 11.01.2023 beachten. 

Für Bauvorhaben von AwSV-Anlagen ist gegebenenfalls eine Ausnahmegenehmigung 

von der Schutzgebietsverordnung des Trinkwasserschutzgebiets „Pumpwerke Hatters-

heim I und II“ bei der zuständigen Stelle zu beantragen. 

4. Dezernat IV/Wi 42 – Abfallwirtschaft 

Zum v. g. Vorhaben bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht weiterhin keine Bedenken. 

Der Hinweis aus der Stellungnahme meines Dezernates vom 6. April 2023 behält seine 

Gültigkeit. 

5. Dezernat IV/Wi 43.1 – Strahlenschutz, Immissionsschutz 

Die vorgelegten Unterlagen zum oben genannten Verfahren wurden aus Sicht des Im-

missionsschutzes, der Lufthygiene und des Kleinklimas geprüft. Die geplante Erweite-

rungsfläche des Gewerbegebietes Nord befindet sich am nordwestlichen Siedlungsrand 

von Hattersheim. Die Fläche wird nördlich durch die Bundesautobahn (A)66, im Westen 

durch die Landesstraße (L)3011 und Landwirtschaftsflächen und im Süden durch die 

Mainzer Straße begrenzt. Östlich befindet sich das bestehende Gewerbegebiet Nord und 

der Friedhof. Ebenfalls nach Osten, südlich des bestehenden Gewerbegebiets und im 

Anschluss an das Friedhofsgelände, schließen Wohngebiete an. Auf der Erweiterungs-

fläche beabsichtigen die Unternehmen NTT GLOBAL DATA CENTERS FRA5 GMBH und 

IONOS SE die Entwicklung eines Campus für Rechenzentren. 

Immissionsschutz: Aufgrund der unmittelbaren Nähe zu schutzbedürftigen Wohnnutzun-

gen kann es zu Lärmkonflikten kommen. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie GUTACH-

TEN NR. 122N4G der Werner GENEST und Partner Ingenieurgesellschaft mbH vom 

23.10.2023 wurde geprüft unter welchen Voraussetzungen eine städtebauliche verträgli-

che Ansiedelung von Rechenzentren möglich ist. Mit dem Gutachten wird aufgezeigt, 

dass die Immissionsrichtwerte an den relevanten Immissionsorten (Heddingheimer Str., 

Eichendorffring, Hölderlinring, Marianne-von-Werefkin-Str sowie der Bauhof und Fried-
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hof) nur bei Umsetzung der vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen eingehalten wer-

den. Die vom Gutachter vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen müssen im anschlie-

ßenden BImSchG- und Baugenehmigungsverfahren detailliert konkretisiert werden und 

im Rahmen einer Schallimmissionsprognose muss das sichere einhalten der IRW nach-

gewiesen werden. Weiter weise ich darauf hin: Sollte für das Rechenzentrum eine Not-

stromversorgung mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 50 Megawatt oder mehr 

vorgesehen sein, so ist ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren nach 

Ziffer 1.1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) erforderlich. Wei-

ter sind Berechnungen zur Schornsteinhöhe bei dem Einsatz von Dieselgeneratoren im 

Notstrombetrieb zu erstellen um eine ausreichende Verteilung der Luftschadstoffe zu ge-

währleisten. 

Verkehr: Die in der Verkehrsuntersuchung – Bericht 20.11.2020 vorgeschlagenen Lö-

sungsansätze sollten detailliert konkretisiert werden und in der weiteren Bauleitplanung 

umgesetzt werden. 

Kleinklima: Die im Klimagutachten genannten Planungsempfehlungen zum Bebauungs-

plan N116 „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ in Hattersheim am Main sollten detailliert 

konkretisiert und umgesetzt werden. 

6. Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht  

Als Datengrundlage für die Stellungnahme wurden folgende Quellen herangezogen: Hin-

sichtlich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungs-

plan 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG; hinsichtlich der aktuell unter 

Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und genehmigte Betriebspläne; hinsicht-

lich des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse, in der 

Datenbank vorliegende Informationen, Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weil-

burg über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des 

Aktenplans inventarisierten Beständen von Berechtsams- und Betriebsakten früherer 

Bergbaubetriebe und in hiesigen Kartenschränken aufbewahrten Rissblättern. Die Stel-

lungnahme basiert daher hinsichtlich des Altbergbaus auf einer unvollständigen Daten-

basis. 

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen: Roh-

stoffsicherung: Ca. 170 m nordwestlich des Plangebiets weist der RPS/RegFNP ein „Vor-

behaltsgebiet oberflächennaher Lagerstätten“ für Kiessand aus. Der Bergaufsicht liegt 

derzeit kein Antrag auf einen Betriebsplan für Gewinnungstätigkeiten vor. Im Falle eines 

eventuellen künftigen Abbaus sind jedoch entsprechende Auswirkungen (Lärm- und 

Staubimmissionen) nicht auszuschließen. Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Es befinden 

sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen nä-
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herer Umgebung. Das Gebiet wird von einem Erlaubnisfeld zur Aufsuchung von Erd-

wärme, Sole und Lithium überdeckt. Der Bergaufsicht sind jedoch keine das Vorhaben 

beeinträchtigenden Aufsuchungsaktivitäten bekannt. Gefährdungspotential aus früheren 

bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unterlagen zufolge bisher kein Berg-

bau umgegangen. Dem Vorhaben stehen seitens der Bergaufsicht erneut keine Sachver-

halte entgegen. 

III. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbraucherschutz 

1. Dezernat V 51.1 - Landwirtschaft, Fischerei und internationaler Artenschutz 

Mit der Erweiterung des Gewerbegebietes Nord verfolgt die Stadt Hattersheim das Ziel, 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung von zwei Rechenzentren, 

durch Entwicklung eines Campus für Rechenzentren, zu schaffen. Dem Verfahren ist be-

reits ein Zielabweichungsverfahren vorausgegangen; mit Beschluss der Regionalver-

sammlung Südhessen vom 24.03.2023 wurde die Abweichung zugelassen. Die Zulas-

sung wurde unter anderem mit folgenden Nebenbestimmungen verbunden: 

 Eine Existenzgefährdung des landwirtschaftlichen Betriebes, der im Nebenerwerb die 

Flächen des Plangebiets bewirtschaftet, ist im Rahmen der nachfolgenden Bauleitpla-

nungen nachweislich auszuschließen. 

 Die landwirtschaftliche Bewirtschaftung ist auf Wunsch des betroffenen landwirt-

schaftlichen Betriebs so lange zu erhalten, bis der Beginn der Bauarbeiten die Ein-

stellung erfordert. 

 Für den naturschutzfachlichen Ausgleich der baulichen Entwicklung und Nutzung des 

Gebiets werden auf Ebene der Bauleitplanung keine (weiteren) landwirtschaftlichen 

Flächen in Anspruch genommen. 

Da das Plangebiet im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 

bisher als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ (ca. 6,6 ha) und „Grünfläche – Parkanlage“ 

(ca. 0,6 ha) mit „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ sowie „Vorbehaltsge-

biet für den Grundwasserschutz“ dargestellt ist, befindet sich die erforderliche Flächen-

nutzungsplanänderung zur Ausweisung einer „Sonderbaufläche mit gewerblichem Cha-

rakter – Rechenzentrum, geplant“ (ca. 7,2 ha) im Parallelverfahren. 

Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirtschaft/Feldflur nehme ich zu dem Bebau-

ungsplan Nr. N116 „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ wie folgt Stellung: 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 7,2 ha und liegt 

am westlichen Rand von Hattersheim am Main. Das Plangebiet wird in weiten Teilen 

durch landwirtschaftliche Nutzungen geprägt und in untergeordnetem Umfang durch 

Obstgärten. Im Landwirtschaftlichen Fachplan Südhessen ist das Plangebiet in der 

höchsten Wertigkeitsstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen eingestuft. Gleiches gilt für die 
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Bodendaten des Landes Hessen (Boden Viewer Hessen des HLNUG), die die Flächen 

mit einer sehr hohen Bodenfunktion, hohem Ertragspotential und einer hohen Acker-

/Grünlandzahl (82 bis 92) ausweisen. Der Landesentwicklungsplan weist den Vorhaben-

bereich entsprechend als „Agrarischen Vorzugsraum“ aus. Die Planung führt, neben dem 

Flächenentzug hochwertigster landwirtschaftlicher Flächen, des Weiteren zu einzelbe-

trieblichen landwirtschaftlichen Betroffenheiten. Hier ist insbesondere auf die Nebenbe-

stimmungen unter Ziffer II.1 und II.2 zur Genehmigung des Zielabweichungsverfahrens 

durch die Regionalversammlung Südhessen zu verweisen, die einzuhalten ist. Eine Be-

rücksichtigung und Nachweis der Erfüllung der Nebenbestimmungen ist im vorliegenden 

Bebauungsplanverfahren zu erbringen. Die Unterlagen enthalten nach wie vor weder 

Aussagen zur Problematik einer Existenzgefährdung des im Nebenerwerb auf den land-

wirtschaftlichen Flächen des Plangebiets wirtschaftenden Betriebs noch zur möglichst 

langen Erhaltung der Flächen in der Bewirtschaftung. Durch das Amt für den ländlichen 

Raum des Hochtaunuskreises wurde mitgeteilt, dass die Fläche des Geltungsbereichs 

dem dort wirtschaftenden Landwirt bereits seit Sommer 2023 (nach der Ernte) nicht mehr 

zur Verfügung steht. Vielmehr ist die Fläche mit einem Bauzaun eingezäunt! 

Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist im vorgelegten Umweltbericht enthalten. Zur 

teilweisen Kompensation sind innerhalb des Plangebiets die Maßnahmen M1 und M2 

vorgesehen. Bei der Maßnahmenfläche M1 handelt es sich um eine gegenwärtig extensiv 

genutzte Frischwiese. Die Planung sieht vor, den naturnahen Status dieser Fläche zu 

erhalten und sie durch die Anlage eines Erdbeckens im naturnahen Ausbau zum Auffan-

gen, Verdunsten und Versickern von Niederschlagswasser aufzuwerten. Bei der Maß-

nahmenfläche M2 handelt es sich im Bestand um eine intensiv genutzte Ackerfläche, die 

Teil einer im RPS/RegFNP 2010 im nördlichen Anschluss an den Friedhof ausgewiese-

nen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Park“ ist. Im Bebauungsplan wird das Ge-

lände entsprechend als „Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft“ festgesetzt. Die Fläche soll im städtischen Besitz verbleiben und 

für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Als Kompensationsmaßnahme sollen 

parallel zum Verlauf der öffentlichen Verkehrsfläche Obstbäume angepflanzt und stand-

ortgerechte Sträucher angelegt werden. Das darüber hinaus verbleibende Defizit von 

787.792 Biotopwertpunkten soll über ein Ökokonto ausgeglichen werden, was aus land-

wirtschaftlicher Sicht begrüßt wird. Die Vereinbarung der Maßnahmen soll im städtebau-

lichen Vertrag erfolgen. Leider sind die konkreten Ökokontomaßnahmen, die zum Aus-

gleich herangezogen werden, in den Unterlagen nicht genannt. 

Für die im Plangebiet vorgefundenen Habitate der Zauneidechse ist eine artenschutz-

rechtliche Kompensation erforderlich. Aufgrund fehlender geeigneter Flächen und Habi-

tatbedingungen muss die Anlage eines Reptilienhabitats vorlaufend zu den Eingriffen in 

die Lebensräume der Zauneidechsen außerhalb des Plangebietes vorgenommen werden 

(CEF-Maßnahme). Die Umsetzung erfolgt auf einer Teilfläche des städtischen Grund-



- 9 - 

- 10 - 

stücks in der Gemarkung Okriftel, Flur 4, Flurstück 90/18. Endsprechend den Empfehlun-

gen des Artenschutzgutachtens wird auf dieser Parzelle eine Fläche von ca. 2.400 m² als 

Ersatzhabitat für die umzusiedelnden Zauneidechsen eingerichtet. Ein weiteres Teilstück 

von ca. 500 m² der für die Ausgleichsfläche vorgesehenen Wiese wurde bereits im Rah-

men des Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplans Nr. N100 „Vordere Voltastraße“ 

als Ersatzhabitat für Zauneidechsen eingerichtet. 

Fazit: Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirtschaft/Feldflur bestehen aufgrund des 

Verlusts hochwertiger landwirtschaftlicher Produktionsflächen weiterhin Bedenken gegen 

den Bebauungsplan N116 „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“. 

Zudem ist unter Verweis auf meine obigen Ausführungen zu konstatieren, dass gegen-

wärtig keine abschließende Stellungnahme zu dem Verfahren abgegeben kann. Um Er-

gänzung der Antragsunterlagen entsprechend der Nebenbestimmungen unter Ziffer II.1 

und II.2 des Beschlusses der Regionalversammlung Südhessen vom 24.03.2023 wird 

gebeten. 

2. Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 2 Abs. 1 Hessisches Aus-

führungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) nicht gegeben. (siehe 

hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 

Verkehr und Wohnen über die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange (TöB) in städtebaulichen Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 11. 

Dezember 2019 -StAnz. 52/2019 S. 1373-). 

C. Hinweise 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von gemeind-

licher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche 

Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bauleitplan-

verfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den zentralen 

Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampfmittelräum-

dienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen können Sie per Email richten an das Regierungs-

präsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: kmrd@rpda.hes-

sen.de. 

Eine verfahrensrechtliche Prüfung ist nicht erfolgt. Bei Rückfragen und zur Beratung stehe 

ich selbstverständlich zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

mailto:kmrd@rpda.hessen.de
mailto:kmrd@rpda.hessen.de
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gez. Eva Elisabeth Mahler 
 
Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussgezeichnet. 
Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
 
Hinweis: 

Datenschutzrechtliche Hinweise über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Regional- und Bauleitplanung finden Sie 

hier: Datenschutz | rp-darmstadt. hessen.de  

 

https://rp-darmstadt.hessen.de/datenschutz

